






























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































516 Besprechungen un d Anzeige n 

sehen Umbruchjahren 1932 bis 1934 näher beleuchtet, die dieser als Pfarrer der münster-
schen Stadtpfarrei St. Lamberti bzw. als Bischof von Münster erlebte. Durchaus schlüssig 
gelingt dem Autor hier mittels bislang unbeachteter Quellen der Nachweis, daß Galen kei­
neswegs dem Nationalsozialismus nahegestanden habe, weder vor noch nach den öffentli­
chen Versprechungen Adolf Hitlers gegenüber der katholischen Kirche. „Nec laudibus, nec 
timore" - so sein Wahlspruch - widersprach Galen in Predigten und Hirtenbriefen der 
nationalsozialistischen Ideologie und Propaganda, wie Rudolf Willen borg am Beispiel der 
Schulfrage aufzeigt. Prinzipielle Belange und konkrete Einzelfälle, beidem widmete der 
Bischof von Münster dieselbe vorbehaltlose und offensive Aufmerksamkeit. Geschickt ver­
stand er es dabei, seine Diözesanen in seinen Kampf gegen die „nationalsozialistischen 
Bekenntnisschule" einzubeziehen, woraus ihm ein wichtiger Rückhalt gegenüber den 
Angriffen und Pressionsversuchen des Regimes erwuchs. Im deutschen Episkopat fand 
Galen dagegen nur bedingte Rückendeckung, entsprach doch der von ihm propagierte 
öffentlichkeitswirksame Kampf nicht dem Denk- und Handlungshorizont der meisten seiner 
Amtsbrüder, wie Maria Anna Zumholz detailliert ausführt; vgl. hierzu auch Klemens-
August Reckers interessanten Vergleich der Position Galens mit der des Osnabrücker 
Bischofs Berning. Zunehmend unzufrieden mit „den papiernen und wirkungslosen, der 
Öffentlichkeit unbekannten Protesten des Vorsitzenden der Fuldaer Bischofskonferenz" (S. 
201) trat Galen deswegen 1941 mit seinen drei Predigten gegen die Aufhebung von Klö­
stern, die Vertreibung von Ordensleuten und die Tötung von Geisteskranken die ,Flucht in 
die Öffentlichkeif an, durch die er endgültig zum Symbol des kirchlichen Widerstandes wur­
de; s. hierzu auch die von Christoph Arens bearbeiteten Zeitzeugenberichte über die Ver­
breitung und Wirkung der Predigten. Weiter ausgestaltet werden diese Überlegungen dann 
durch Werner Teuber und Gertrud Seelhorst , die sich dezidiert mit der Position Galens 
und des Gesamtepiskopats zur nationalsozialistischen Judenpolitik auseinandersetzen und 
dabei den gegenwärtigen Forschungs- und Wissensstand skizzieren. Daß Galen seinen per­
sönlichen Überzeugungen über die NS-Zeit hinaus treu bleibt, zeigt Susanne Leschinski in 
ihrem Beitrag über das Wirken des Bischofs von Münster in den Umbruchjahren 1945/46 
auf, etwa anhand seiner engagierten Diskussion mit den Alliierten um die deutsche Kollek­
tivschuld oder seiner „12 Grundforderungen zum Wiederaufbau und zur Neuordnung unse­
rer Heimat und des deutschen Vaterlandes". Mit seinem Versuch einer Interpretation der 
Galenschen Theologie - ein auffälliges Forschungsdesiderat - gibt Joachim Maier wichtige 
Verstehenshilfen für dessen stetes Streben nach Gerechtigkeit. Den Wandel pastoraler Pla­
nung und pastoralen Tuns verdeutlicht Wilhelm Damberg anhand einer Analyse der mün-
sterschen Diözesansynoden von 1897, 1924, 1936 und 1958. Die von Galen einberufene 
Synode von 1936 beschritt insofern neue Wege, als sie das traditionelle Konzept einer in 
Vereinen und Verbänden organisierten katholischen Gesellschaft aufgab und stattdessen 
„Die Pfarrgemeinde als die lebendige Gemeinschaft der in Christus vereinigten Glieder der 
Kirche" propagierte - ein überaus modernes Kirchenverständnis. Ein Fazit der gesamten 
Überlegungen zieht dann noch einmal Joachim Kuropka mit der Frage „Hat Bischof Cle­
mens August Graf von Galen Widerstand gegen den Nationalsozialismus geleistet?", die er 
angemessen differenziert beantwortet. Insgesamt liegt mit diesem Sammelband eine durch­
aus gelungene und für einen breiten Leserkreis interessante Biographie des „Löwen von 
Münster" vor - auch wenn dieser in manchen Passagen doch arg glorifiziert wird und längst 
nicht alle Ausführungen so neu sind, wie der Buchuntertitel suggeriert. 

Eine interessante Ergänzung bildet der ebenfalls im Rahmen eines vom Herausgeber geleite­
ten Forschungsprojekts an der Universität Osnabrück - Standort Vechta entstandene Foto-
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und Dokumentenband, der Katalog zu einer Wanderausstellung über Bischof Galens Leben 
und Wirken. Durchaus gelungen ist die Verquickung von Foto und Originaltext, ergänzt 
durch einige erläuternde Begleitnotizen; ein detaillierter Bezug auf konkrete Stellen des 
Aufsatzbandes erfolgt leider nicht. Vielleicht wäre hier jedoch eine inhaltliche Straffung und 
Konzentration günstiger gewesen, besitzt doch längst nicht alles aufgenommene Material -
immerhin 216 Bilder und 38 Quellentexte - wirklich historischen Aussagewert. Gleichwie 
macht der Katalog „Appetit auf mehr" - was der Aufsatzsammlung ja durchaus gelingt. 

Hildesheim Thomas Scharf-Wrede 





NACHRICHTEN 

Historische Kommission für Niedersachsen und Bremen 

81 . Jahresber icht für das Geschäftsjahr 1993 

Mitgliederversammlung in Stade am 13. Mai 1994 

Eine Einladung der Stadt Stade anläßlich ihrer urkundlichen Ersterwähnung im Jahre 994 
führte die Mitglieder der Historischen Kommission zu ihrer diesjährigen Tagung in die alte 
Hansestadt. Die Veranstaltung mit den gut besuchten Vorträgen und der Mitgliederver­
sammlung fand im alten Rathaus statt - zugleich auch Ort des abendlichen Empfanges der 
Stadt Stade für die Teilnehmer der Tagung. Die Führung durch die vorbildlich restaurierte 
Stadt übernahm der Leiter des Stadtarchivs und Mitorganisator der diesjährigen Jahresta­
gung, Dr. Jürgen Bohmbach. 

Das wissenschaftliche Programm hatte die Historische Kommission dem Thema „Nieder­
sachsen und seine europäischen Beziehungen in der Frühen Neuzeit" gewidmet. Diese in 
ihren vielfältigen politischen Ausgestaltungen und entsprechenden territorial prägenden 
Rückwirkungen darzustellen, war der Leitgedanke sämtlicher fünf Vorträge. 

In seinem Eröffnungsvortrag „Die großen Mächte ... und die kleinen Mächte. Die Staaten 
Niedersachsens im europäischen Mächtesystem des 18. Jahrhunderts" ging Prof. Dr. Ernst 
Hinrichs, Braunschweig, der Verflechtung dieser Mächte nach am Beispiel der kleineren 
niedersächsischen Reichsstände im 18. Jahrhundert vom Ausbruch des österreichischen Erb­
folgekrieges bis zur preußischen Neutralitätspolitik nach dem Frieden von Basel 1795. Dabei 
beabsichtigte der Referent keine Darstellung der politischen Ereignisgeschichte, sondern 
vielmehr eine Analyse der reichs- und außenpolitischen Bedingtheiten und Abhängigkeiten, 
in denen die kleinen niedersächsischen Staaten in dieser Epoche standen. Ihre politischen 
Möglichkeiten, sich aus dem Einflußbereich der verfeindeten deutschen Großmächte Preu­
ßen und Österreich herauszuhalten, schrumpfte. Die Gefahr, Opfer dieser Großmachtpolitik 
zu werden, wuchs, wie es die kleinen Staaten im Siebenjährigen Krieg erfahren mußten. Im 
Wissen um ihre ungesicherte Existenz strebten diese Staaten nach 1763 u.a. eine Anlehnung 
an die Großmacht Preußen an (so Braunschweig und Schaumburg-Lippe), aber auch an 
Hannover/England (Osnabrück) oder Dänemark (Oldenburg). In diesen Territorien 
begann zugleich eine Phase innerer Reformpolitik, mittels derer sie - wie Hinrichs interpre­
tierte - ihre Alternativen zur Machtpolitik der „großen Mächte" aufzeigten. Der Einfluß 
Preußens im Nordwesten des Reiches war jedoch nicht aufzuhalten und forderte von den 
kleinen Staaten bereits im 18. Jahrhundert zunehmend Entscheidungen, die schon auf die 
Durchsetzung der „kleindeutschen Lösung" im 19. Jahrhundert verwiesen. 

Prof. Dr. Hermann Wellenreuther , Göttingen, stellte in seinem Vortrag „Von der Inter­
essendisharmonie zur Dissoziation: Kurhannover und England in der Zeit der Personaluni­
on" das komplizierte Verhältnis beider Staaten zueinander in den Mittelpunkt. Während aus 
hannoverscher Sicht die Personalunion zunächst mit einem hohen Maß kurhannoversch-



520 Nachrichten 

englischer Interessenidentität belegt wurde, stieß in England die Personalunion aufgrund des 
unterschiedlichen Verfassungs- und Kirchenrechtssystems bei einem großen Teil der politi­
schen Öffentlichkeit auf Kritik. Für die Entwicklung englischer Außenpolitik wurde Kurhan­
nover außerdem seit den 1740er Jahren zunehmend als Bürde und Belastung bei der Entfal­
tung maritimer Interessen Englands empfunden. Im Verlauf des Siebenjährigen Krieges 
setzte auch in Hannover ein Umdenken ein. Die auf Identifikation angelegte Politik wurde 
dort abgelöst durch die Betonung außenpolitischer Selbständigkeit auch gegenüber England, 
während aus englischer Sicht Kurhannover als Faktor britischer Politik an Bedeutung verlor 
und von nun an nur noch eine von mehreren Komponenten in der Politik gegenüber dem 
Kontinent darstellte. Mit Regierungsantritt Georgs III. entkrampfte sich überdies das Ver­
hältnis zwischen Großbritannien und Hannover. Der Monarch betrachtete - im Gegensatz 
zu seinen Vorgängern - das Kurfürstentum als dominium regale' und trennte damit streng 
zwischen den Herrschaftsbereichen. Die hannoversche Innenpolitik erhielt nach 1763 mit 
Duldung Georgs III. einen gewissen Freiraum und wurde - so Wellenreuther - nur bedingt 
von britischen Einflüssen geprägt. Hannover distanzierte sich fortschreitend von England, so 
daß nach 1803 gar eine publizistische Diskussion über den Fortbestand der Personalunion 
entstand. Nach der resümierenden Schlußthese des Referenten blieb die Personalunion ohne 
Einfluß auf das beiderseitige Verhältnis. 

Den Herzogtümern Bremen und Verden in der Schwedenzeit (1645-1712) war der Vortrag 
von Dr. Beate-Chr is t ine Fiedler , Stade, gewidmet, die, ausgehend von den Bestim­
mungen des Osnabrücker Friedensvertrages von 1648 die Geschichte dieser schwedischen 
Provinzen darstellte. Ziel der schwedischen Krone war von Anbeginn der Friedensverhand­
lungen die territoriale und finanzielle Entschädigung Schwedens für die im Krieg erlittenen 
Opfer. Schweden erhielt 1648 das Erzbistum Bremen und das Bistum Verden mit Stadt und 
Amt Wildeshausen als „ewiges und unmittelbares Reichslehen". Die geistlichen Wahlstaaten 
wurden säkularisiert, der schwedische Monarch erwarb als deutscher Herzog die Reichs- und 
Kreisstandschaft. Die Herzogtümer wurden schwedische Provinzen - regiert vom schwedi­
schen Gouverneur als königlichen Statthalter - blieben jedoch ein autonomer Rechtsbereich 
auf der Grundlage des Landtagsabschiedes von 1651 und der Regierungsordnung von 1652. 
Bremen-Verden wurde zum Objekt schwedischer Großmachtpolitik, wie die rasche Einfüh­
rung einer Militär- und Steuerverwaltung zeigt. Als die Provinzen den finanziellen und mili­
tärischen Erwartungen der schwedischen Krone nicht mehr nachkommen konnten, sank das 
Interesse an diesen Ländern, und nach militärischen Niederlagen war Schweden letztlich 
bereit, diese gegen Zahlung rückständiger Landesschulden an das Kurfürstentum Hannover 
abzutreten. 

Dem besonderen Verhältnis Ostfrieslands zu den Niederlanden vom 16. bis zum 18. Jahr­
hundert ging Dr. Bernd Kappelhoff, Stade, nach, das trotz großer kultureller und ethni­
scher Gemeinsamkeiten von einer ausgeprägten Sicherheits- und Machtpolitik geprägt war. 
Spätestens mit der Eroberung Groningens durch die generalstaatischen Truppen im Jahre 
1594 wurden niederländische Sicherheitsinteressen auch östlich der Ems berührt, wo die 
schon seit längerem schwelenden innerostfriesischen verfassungs- und konfessionspolitischen 
Auseinandersetzungen zwischen einer frühabsolutistisch gesinnten Landesherrschaft und 
den auf größere Herrschaftsteilhabe bedachten Landständen unter Führung der zur Autono­
mie drängenden Stadt Emden eskalierten. Um Ostfriesland nicht zum Aufmarschgebiet 
feindlicher spanischer Truppen werden zu lassen, nutzten die Generalstaaten die 1595 nach 
der Emder 'Revolution' sich bietende Gelegenheit, militärisch in Emden und Leerort Fuß zu 
fassen. So erlangten sie Einfluß auf die innerostfriesische Machtverteilung und die diversen 
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seit 1595 geschlossenen Landesverträge, auf denen fortan die Autonomie Emdens und die 
weit ausgebaute landständische Verfassung Ostfrieslands beruhten. Zwar profitierten Emden 
und die ostfriesischen Landstände von der Protektion der Generalstaaten, jedoch war ein 
Abhängigkeitsverhältnis nicht auszuschließen, das sich jederzeit zu ihrem Nachteil und zur 
einseitigen Stärkung der Landesherrschaft auswirken konnte. Diese Erkenntnis hatte seitens 
der Landstände 1682 die Neuorientierung und politische Hinwendung zu Brandenburg-
Preußen zur Folge. In den 1720er Jahren erlangten die Niederlande erneut politisches 
Gewicht in den Auseinandersetzungen zwischen Landesherrschaft und Ständen, bevor sie 
sich 1744 mit Eintritt der preußischen Erbfolge militärisch endgültig aus Ostfriesland 
zurückzogen. 

Die niedersächsischen Beziehungen zu Rußland und die Entwicklung des Rußlandbildes im 
18. Jahrhundert stellte Dr. Manfred von Boett icher , Hannover, in den Mittelpunkt sei­
nes Vortrages. Seit dem ausgehenden 17. Jahrhundert bestanden zahlreiche politische und 
nachfolgend dynastische Beziehungen zwischen der russischen Zarenfamilie und den nord­
westdeutschen Fürstenhäusern (Hannover, Braunschweig, Oldenburg). Sie trugen dazu bei, 
das Interesse an dem noch weitgehend unbekannten, sich aber Europa zuwendenden Ruß­
land zu aktualisieren. Gottfried Wilhelm Leibniz suchte über den hannoverschen Hof den 
Kontakt zu Zar Peter den Großen, um in Rußland mit dessen Unterstützung seine aufkläre­
rischen Reformprojekte zu realisieren. Der hannoversche Gesandte Gottfried Christian 
Weber veröffentlichte nach seinem Aufenthalt in St. Petersburg sein dreibändiges Werk mit 
dem programmatischen Titel „Das veränderte Rußland". Wie Weber bemühte sich auch der 
Göttinger Professor August Ludwig Schlözer, seinen Lesern ein aktuelles Rußlandbild zu 
vermitteln. Seine Arbeiten trugen wesentlich dazu bei, daß Rußland am Ende des 18. Jahr­
hunderts für das deutsche Publikum einen festen Bestandteil Europas ausmachte - eine 
Sichtweise, so formulierte abschließend der Referent, deren politische Konsequenz zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts auch in der Allianz gegen die napoleonische Fremdherrschaft 
zum Ausdruck kam. 

Die Vorträge werden im Niedersächsischen Jahrbuch für Landesgeschichte 1995, Bd. 67, 
veröffentlicht. 

Die Mitgliederversammlung für das Jahr 1994 fand am 13. Mai statt. Der Vorsitzende der 
Kommission, Prof. Dr. Heinrich Schmidt, gedachte eingangs der im Berichtsjahr verstorbe­
nen Mitglieder Herbert Dennert (Clausthal-Zellerfeld), Dr. Otto Harms (Oldenburg), Dr. 
Walter Nissen (Göttingen), Dr. Theodor Penners (Osnabrück) und Dr. Josef Zürlik (Olden­
burg). 

Die Schriftführerin erläuterte anschließend den Jahres- und Kassenbericht für das Jahr 1993. 

E innahmen: 17.423,- DM (Stand 1. 1. 1993); 87.900,- DM (Beiträge der Stifter); 
12.480,- DM (Beiträge der Patrone); 179,80 DM (Zinsen); 38.696,50 DM (Spenden); 
113.501,- DM (Sonderbeihilfen); 479,88 DM (Verkauf von Veröffentlichungen); 14.264,23 
DM (Verschiedenes). Die Einnahmen beliefen sich insgesamt auf 284.924,41 DM. 

Ausgaben: 16,714,84 DM (Verwaltungskosten); 29.317,75 DM (Personalkosten); 
58.256,17 DM (Niedersächsisches Jahrbuch); 1.820,- DM (Oldenburger Vogteikarte); 
18.264,60 DM (Sammlung und Veröffentlichung niedersächsischer Urkunden des Mittelal­
ter); 17.900,- DM (Einzelbiographien); 65.810,80 DM (Niedersachsen 1933-1945); 94,-
DM (Briefwechsel Justus Moser); 43.643,80 DM (Quellen und Untersuchungen zur Wirt­
schafts- und Sozialgeschichte Niedersachsens in der Neuzeit); 20.385,42 DM (Verschiede-
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nes); 12.112,52 DM (Projekt „London"). Die Ausgaben betrugen insgesamt 284.319,90 
DM. 

Die Kassenprüfung nahmen am 24. 2. 1994 Herr Dr. Asch und Herr Zimmermann vor. Da 
sich keine Beanstandungen ergaben, wurde die Entlastung des Vorstandes beantragt und 
von den Mitgliedern einstimmig erteilt. 

Der nachfolgende Bericht über die einzelnen wissenschaftlichen Projekte und Veröffentli­
chungsvorhaben führte abschließend zur Aufstellung des Haushaltsplanes für das Jahr 1994. 
Die Beratungen ergaben im einzelnen folgende Ergebnisse: 

1. Niedersächsisches Jahrbuch für Landesgeschichte: Der Band 65/1993 konnte 
zeitig zum Jahresende 1993 ausgeliefert werden. Der Band 66/1994, der neben den auf 
der Jahrestagung in Osterode gehaltenen Vorträgen eine größere Anzahl unterschiedli­
cher Beiträge zur niedersächsischen Landesgeschichte enthalten wird, ist bereits teilweise 
im Druck. 

2. Oldenburger Vogteikar te : Die Bearbeitung des Blattes Hatten wird fortgesetzt. 

3. Quel len und Darste l lungen zur al lgemeinen Geschichte Niedersachsens 
im Mit te la l ter : Die Habilitationsschrift von H. Dormeier „Studien zum Rechnungs­
wesen und zur Verwaltung des Fürstentums Braunschweig-Lüneburg im späten Mittelal­
ter" sowie der von J. Dolle bearbeitete Band 5 des Braunschweiger Urkundenbuches 
befinden sich im Druck. Druckkostenzuschüsse sind beantragt für das von D. Brosius 
bearbeitete Urkundenbuch der Stadt Celle, das von A. Bonk bearbeitete Urkundenbuch 
des Klosters Barsinghausen und die von U. Reinhardt edierten „Lüneburger Testamente 
1323 bis 1500". 

4. Niedersächsische Einzelbiographien: Die Biographie B. Bei der Wiedens über 
Ludolf von Münchhausen (1570-1640) ist im Dezember 1993 erschienen. 

5. Ständegeschichte Niedersachsens: Für die Veröffentlichung der Dissertation von 
A. von Stieglitz „Landesherr und Stände zwischen Konfrontation und Kooperation -
Das Fürstentum Calenberg während der Regierungszeit Herzog Johann Friedrichs 
1665-1679" sind Mittel beantragt. 

6. Geschichtl iches Ortsverzeichnis : Der Band 2 des Geschichtlichen Ortsverzeich­
nisses von Hoya / Diepholz ist im Oktober 1993 erschienen. 

7. Quel len und Untersuchungen zur allgemeinen Geschichte Niedersach­
sens in der Neuzeit: Die Dissertation von R, Ries „Soziale und politische Bedingun­
gen jüdischen Lebens in Niedersachsen im 15. und 16. Jahrhundert" wird demnächst 
erscheinen: 

8. Quel len und Untersuchungen zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Nie­
dersachsens in der Neuzeit : Die Veröffentlichung von H. Dose „Evangelischer 
Klosteralltag - Leben in Lüneburger Frauenkonventen 1590-1710, am Beispiel Ebstorf" 
wird in Kürze erscheinen. 

Der auf der Mitgliederversammlung vorgestellte und genehmigte Haushaltsplan sieht für das 
Jahr 1994 Ein- und Ausgaben in Höhe von 372.000,- DM vor. 

Folgende Manuskripte sollen in die Reihe der Veröffentlichungsvorhaben der Kommission 
aufgenommen werden: I.-C. Riggert „Die Lüneburger Frauenklöster"; M. Casimir / K. 
Uchanski „Niedersächsische Orte bis zum ersten Jahrtausend in schriftlichen Quellen"; M. 
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Gittel „Die Aktivitäten des Niedersächsischen Reichskreises in den Sektoren 'Friedenssiche-
rung' und 'Policey' (1555-1682)"; N. Haase „'Gefahr für die Manneszucht'. Zur Geschichte 
der Verfolgung von Nichtanpassung, Verweigerung und Widerstand in der Deutschen Wehr­
macht im Spiegel der Spruchtätigkeit von Marinegerichten in Wilhelmshaven (1939-1945)"; 
N. Winnige „Krise und Aufschwung einer frühneuzeitlichen Stadt. Ökonomie und Gesell­
schaft in Göttingen 1650 bis 1756"; R. Reiter „Psychiatrie in Niedersachsen während des 
Dritten Reiches" und C.-H. Hauptmeyer / E. Schubert „Geschichte Niedersachsens im Mit­
telalter". 

Die Mitgliederversammlung wählte nach Vorschlägen des Ausschusses zu neuen Mitgliedern 
der Kommission: Prof. Dr. ing. Kurt Asche (Oldenburg), Dr. Beate-Christine Fiedler (Sta­
de), Dr. Gerd van den Heuvel (Hannover), Prof. Dr. ing. Wilhelm Janßen (Bad Zwischen­
ahn), Dr. Peter Kriedte (Göttingen), Dr. Jan Lokers (Stade), Dr. Werner Rösener (Göttin­
gen) und Dr. Hans-Jürgen Vogtherr (Uelzen). 

Für Herrn Prof. Dr. Nitz, der aus Altersgründen den Ausschuß verläßt, wurde von der Mit­
gliederversammlung Dr. Bernd Kappelhoff, Stade, gewählt. 

Der Kommission liegt für das Jahr 1995 eine Einladung der Stadt Oldenburg vor, die diese 
anläßlich ihres 650jährigen Jubiläums ausgesprochen hat. Der Ausschuß und die Mitglieder­
versammlung einigten sich auf das Tagungsthema „Territorialgeschichte - Landesgeschichte 
- Regionalgeschichte. Zur Geschichte der Landesgeschichtsschreibung in Niedersachsen" 
(Arbeitstitel). 

Die Exkursion zum Abschluß der Tagung, organisiert und durchgeführt von Herrn Dr. Jür­
gen Bohmbach, führte durch das Alte Land mit anschließender Besichtigung des ehemaligen 
Klosters Harsefeld, der Kirche zu Bliedersdorf - einem einschiffigen Feldsteinbau - und 
dem von Hans Christoph von Königsmarck errichteten Herrenhaus Agathenburg bei Stade. 

Christine van den Heuvel 




